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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 


Der Bundestag hat folgendes Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Wer als Inhaber eines wirtschaftlichen Unterneh- 
mens 

1. Motorenbenzin, Flugbenzin, Flugturbinenkraft- 
stoff, 

2. Dieselkraftstoff, leichtes Heizöl, Petroleum 
oder 

3. mittelschweres oder schweres Heizöl 

einführt oder aus eingeführtem Erdöl der Tarifnum- 
mer 27.09 oder 27.10 C II des Deutschen Zolltarifs 
1965 (eingeführtes Erdöl) für eigene Rechnung her- 
stellt oder herstellen läßt, ist zur Vorratshaltung 
verpflichtet (vorratspflichtiger Unternehmer). 

§ 2 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben ständig 
von jeder der in § 1 genannten Gruppen von Erdöl- 
erzeugnissen diejenigen Mengen als Vorrat zu hal- 
ten, die sie im letztvergangenen Kalenderjahr 
durchschnittlich 

1. im Laufe von 45 Tagen eingeführt oder 

2. im Laufe von 65 Tagen aus eingeführtem 
Erdöl hergestellt 

und nicht für die in Absatz 3 bezeichneten Zwecke 
verwendet haben. 

(2) Hat der vorratspflichtige Unternehmer wäh- 
rend des der Berechnung der Vorratsmengen zu- 
grunde zu legenden Kalenderjahres Erdölerzeug- 
nisse auch aus deutschem Erdöl hergestellt, so ist 
bei Berechnung der nach Absatz 1 Nr. 2 zu halten- 
den Vorratsmengen davon auszugehen, daß ein dem 
Verhältnis der eingesetzten Menge eingeführten 
Erdöls zu der insgesamt eingesetzten Erdölmenge 
entsprechender Teil der angefallenen Gesamtmenge 
eines jeden in § 1 genannten Erdölerzeugnisses aus 
eingeführtem Erdöl hergestellt worden ist. 

(3) Von den im letztvergangenen Kalenderjahr 
hergestellten oder eingeführten Mengen der in § 1 
genannten Erdölerzeugnisse sind bei Berechnung 
der zu haltenden Vorratsmengen nicht zu berück- 
sichtigen 

1. die ausgeführten oder an ausländische 
Streitkräfte gelieferten Mengen, 

2. die zum Bebunkern von Seeschiffen ver- 
wendeten Mengen, 


3. die als Betriebsstoff zur Aufrechterhaltung 
des Herstellungsbetriebes im Sinne des § 3 
Mineralölsteuergesetz verwendeten Men- 
gen. 

Für die Berechnung dieser Mengen gilt, wenn der 
vorratspflichtige Unternehmer auch Erdölerzeug- 
nisse aus deutschem Erdöl hergestellt oder Erdöl- 
orzeugnisse auf andere Weise als durch Einfuhr er- 
worben hat, Absatz 2 sinngemäß. 

(4) Hat der vorratspflichtige Unternehmer das 
Unternehmen oder den Betrieb, in welchem er eine 
die Vorratspflicht begründende Tätigkeit ausübt, 
erst nach Beginn des letztvergangenen Kalenderjah- 
res erworben, so finden Absätze 1 bis 3 mit der 
Maßgabe Anwendung, daß der Berechnung der zu 
haltenden Vorratsmengen ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt des Inhaberwechsels die vollen vlahres- 
mengen der im Rahmen des Unternehmens oder Be- 
triebes eingeführten, hergestellten und nach Ab- 
satz 3 Satz 1 verwendeten Erdölerzeugnisse zu- 
grunde zu legen sind. 

(5) Hat der Unternehmer eine die Vorratspflicht 
begründende Tätigkeit neu aufgenommen, so gel- 
ten, solange er sie noch nicht während eines vollen 
Kalenderjahres ausgeübt hat, für die Berechnung 
der zu haltenden Vorratsmengen Absätze 1 bis 3 
mit folgender Maßgabe: 

1. bis zum Ablauf des ersten vollen Kalen- 
dermonats nach Aufnahme der Tätigkeit 
brauchen keine Vorräte gehalten zun wer- 
den; 

2. während des nächsten Kalendermonats 
der Tätigkeit sind diejenigen Mengen als 
Vorrat zu halten, die im vorangegange- 
nen Kalendermonat durchschnittlich im 
Laufe von 4 Tagen eingeführt oder im 
Laufe von 6 Tagen aus eingeführtem Erd- 
öl hergestellt worden sind; 

3. nach Ablauf jedes weiteren, letztmalig 
nach Ablauf des zwölften Kalendermonats 
erhöhen sich die als Vorrat zu haltenden 
Mengen entsprechend Nummer 2. 


§ 3 

Soweit die Vorratspflicht auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, kann sie auch mit Erdöl 
oder Halbfertigfabrikaten erfüllt werden. Eine An- 
rechnung solcher Vorräte auf die einzelen Erzeug- 
nisgruppen des § 1 ist jedoch, wenn kein Fall des 
§ 2 Abs. 5 vorliegt, nur in Höhe der Anteile zuläs- 
sig, die nach dem im letztvergangenen Kalenderjahr 
von dem vorratspflichtigen Unternehmer bei der 
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Erdölverarbeitung erzielten Ergebnis, aufgegliedert 1 
nach den absatzbereiten Mengen aller hergestellten 
Erzeugnisse, den für den Eigenverbrauch verwen- 
deten Mengen dieser Erzeugnisse und den eingetre- 
tenen Verarbeitungsverlusten (Gesamtverarbei- 
tungsschlüssel) auf absatzbereite Mengen einer je- 
den Erzeugnisgruppe entfallen sind. Weist der vor- 
ratspflichtige Unternehmer nach, daß er gegenüber 
dem letztvergangenen Kalenderjahr sein Herstel- 
lungsverfahren oder die Art des eingesetzten Erd- 
öls gewechselt hat, so kann von der zuständigen 
Behörde eine abweichende Anrechnung gestattet 
werden. 

§ 4 

(1) Die Vorratspflicht kann nur mit Beständen er- 
füllt werden, die sich im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes befinden. Mit Beständen an Bord eines See- 
schiffes kann die Vorratspflicht abweichend von 
Satz 1 ohne Rücksicht auf die Nationalität der 
Schiffe erfüllt werden, wenn sich das Schiff in einem 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Ha- 
fen befindet und der Kapitän sich zum Löschen der 
Ladung fertig und bereit erklärt hat. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung zuzulassen, daß 
die Vorratspflicht auch mit Beständen erfüllt wer- t 
den kann, die sich in anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft befinden, so- 
weit durch Übereinkommen mit diesen Staaten oder . 
auf Grund von Richtlinien oder Verordnungen des ' 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
sichergestellt ist, daß solche Bestände den Zwecken 
der Vorratspflicht in gleicher Weise wie Bestände 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes nutzbar ge- 
macht werden können. 

§ 5 

Mit Beständen, die sich in Straßentankwagen oder 
Tankstellen oder in Rohrleitungs- oder Verarbei- 
tungsanlagen einschließlich deren Verbindungslei- 
tungen befinden, kann die Vorratspflicht nicht er- 
füllt werden. Das gleiche gilt von Beständen, die auf 
Grund eines anderen Gesetzes, einer hoheitlichen 
Anordnung oder einer gegenüber einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft oder Behörde eingegan- 
genen Verpflichtung als Vorrat zu halten sind. 


§ 6 

(1) Vorräte, die von dem vorratspflichtigen Un- 
ternehmer im Sinne von § 2 Abs. 1 gehalten wer- 
den, sind unbeschadet der §§ 4 und 5 die nachste- 
hend bezeichneten Bestände: 

1. Bestände im unmittelbaren Alleinbesitz 
des Unternehmers; dies gilt nicht, wenn 
der Unternehmer einem anderen vorrats- 
pflichtigen Unternehmer gegenüber schrift- 
lich anerkannt hat, daß die Bestände von 
ihm nicht als eigene Vorräte gehalten 
werden; 


2. Bestände im mittelbaren Alleinbesitz des 
Unternehmers, sofern die unmittelbaren 
Besitzer 

a) nicht ebenfalls vorratspflichtige Un- 
ternehmer sind oder schriftlich aner- 
kannt haben, daß die Bestände von 
ihnen nicht als eigene Vorräte gehal- 
ten werden, und 

b) entweder dem Unternehmer gegenüber 
zum Besitz verpflichtet oder zwar zum 
Besitz berechtigt, aber nach den für ihr 
Besitzrecht maßgebenden Rechtsvor- 
schriften oder Vertragsbestimmungen 
zur eigenmächtigen Verfügung über 
die Bestände nicht oder nur mit der 
Maßgabe befugt sind, daß dem Unter- 
nehmer eine eingetretene Verminde- 
rung der Bestände unverzüglich schrift- 
lich mitgeteilt wird; 

3. Bestände von mindestens eintausend Ton- 
nen-, die sich nicht im Besitz des Untereh- 
mers befinden, deren verfügungsberech- 
tigte Besitzer sich jedoch dem Unterneh- 
mer gegenüber schriftlich verpflichtet ha- 
ben, die Bestände mindestens während 
der nächsten drei Monate weder zu ver- 
brauchen noch Dritten zu überlassen, und 
falls sie ebenfalls vorratspflichtige Unter- 
nehmer sind, dem Unternehmer gegenüber 
schriftlich anerkannt haben, daß die Be- 
stände von ihnen nicht als eigene Vorräte 
gehalten werden. 

(2) Beständen im Alleinbesitz des vorratspflich- 
tigen Unternehmers steht derjenige Teil von in sei- 
nem Mitbesitz befindlichen Beständen gleich, über 
den die anderen Mitbesitzer nicht ohne Zustimmung 
oder Mitwirkung des Unternehmers verfügen kön- 
nen; ist ein anderer Mitbesitzer ebenfalls vorrats- 
pflichtigcr Unternehmer, so gilt der Halbsatz nur, 
wenn der andere Mitbesitzer schriftlich anerkannt 
hat, daß der bezeichnete Teil der Bestände von ihm 
nicht als Vorrat gehalten wird. 

§ 7 

(1) Die Vorratspflicht erlischt, wenn über das 
Vermögen des vorratspflichtigen Unternehmers das 
Konkursverfahren oder das gerichtliche Vergleichs- 
verfahren zur Abwendung des Konkurses eröffnet 
wird. Setzt der Unternehmer nach Beendigung des 
Verfahrens seine die Vorratspflicht begründende 
Tätigkeit fort, so findet auf die Berechnung der von 
ihm zu haltenden Vorratsmengen § 2 Abs. 5 sinn- 
gemäß Anwendung. 

(2) Hat ein vorratspflichtiger Unternehmer die 
Einfuhr oder die Herstellung der als Vorrat zu hal- 
tenden Erzeugnisse gegenüber dem für die Berech- 
nung der Vorratsmengen maßgeblichen Zeitraum 
nicht nur vorübergehend erheblich eingeschränkt 
oder wird die Erfüllung seiner Vorratspflicht infolge 
eines unabwendbaren Ereignisses in unzumutbarer 
Weise erschwert, so hat die zuständige Behörde ihn 
auf Antrag in einem nach Art, Ausmaß und Dauer 
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der Einschränkung oder Erschwerung angemessenen | 
Umfange von der Vorratspflicht freizustellen. ' 

(3) Sobald die im Laufe eines Kalenderjahres 
eingeführten oder hergestellten Mengen der in § 1 
genannten Erdölerzeugnisse die Vorjahrsmengen 
wesentlich überschreiten oder feststeht, daß die 
Mengen der Erdölerzeugnisse, die der Unternehmer 
für die in § 2 Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Zwecke im 
laufenden Kalenderjahr liefern oder verwenden 
wird, erheblich niedriger sind als die Vorjahrsmen- 
gen, hat die zuständige Behörde anzuordnen, daß 
der Unternehmer bis zum Ende des laufenden Ka- 
lenderjahres entsprechend höhere als die sich nach 
§ 2 Abs. 1 bis 4 ergebenden Mengen als Vorrat zu 
halten hat. 

(4) Einem Unternehmer, dessen Vorratspflicht 
ausschließlich auf der Einfuhr von Erdölerzeugnis- 
sen beruht, kann von der zuständigen Behörde auf 
Antrag gestattet werden, abweichend von § 2 Abs. 1 
Nr. 1 nur diejenigen Mengen der dort bezeichneten 
Erdölerzeugnisse als Vorrat zu halten, die er im 
letztvergangenen Kalenderjahr durchschnittlich im 
Laufe eines Zeitraums von weniger als 45 Tagen, 
mindestens jedoch von 25 Tagen, eingeführt hat, 
wenn der Unternehmer 

1. weder unter dem beherrschenden Einfluß 
anderer vorratspflichtiger Unternehmer 
steht, noch auf sie einen solchen Einfluß 
auszuüben vermag und 

2. dadurch eine unzumutbare Beeinträchti- 
gung seiner Wettbewerbsfähigkeit am 
Energieversorgungsmarkt erleiden würde, 
daß die nach § 2 zu haltende Vorrats- 
menge für ihn unverhältnismäßig hohe 
Betriebsaufwendungen mit sich bringt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, 
zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Anwendung 
des Satzes 1 und zwecks Gewährleistung einer zu- 
treffenden Übersicht über die Gesamtmenge der 
gehaltenen Vorräte durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über das anzuwendende Verfahren, die zu 
stellenden Beweisanforderungen und die anzulegen- 
den Beurteilungsmaßstäbe zu erlassen sowie den 
Zeitpunkt zu bestimmen, nach welchem Anträge auf 
Herabsetzung der im laufenden Kalenderjahr zu 
haltenden Vorratsmengen nicht mehr zulässig sind. 

(5) Eine nach Absatz 2, 3 oder 4 getroffene Ent- 
scheidung hat den Zeitpunkt festzusetzen, in wel- 
chem die Änderung in der Vorratspflicht des Unter- 
nehmers eintritt. Eine Entscheidung nach Absatz 4 
ist insoweit zu widerrufen, als ihre Voraussetzun- 
gen nachträglich wegfallen. 

§ 8 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft wird 
ermächtigt, zum Zwecke der Verhütung unmittelbar 
drohender oder der Behebung eingetretener Schwie- 
rigkeiten in der Energieversorgung durch Rechts- 
verordnung zuzulassen, daß vorübergehend, läng- 
stens jedoch für die Dauer von sechs Monaten, 
geringere Mengen an Erdölerzeugnissen als Vorrat 


gehalten werden, als nach diesem Gesetz vor- 
geschrieben ist; die Rechtsverordnung ist aufzu- 
heben, sobald die ihren Erlaß rechtfertigenden 
Gründe wegfallen. Soweit es der Zweck der Rechts- 
verordnung zuläßt, ist sie auf einzelne Erzeugnisse 
oder Gruppen von Erzeugnissen zu beschränken. 
Soll lediglich regionalen Schwierigkeiten entgegen- 
gewirkt werden, so kann die Rechtsverordnung 
auch auf den Kreis derjenigen vorratspflichtigen 
Unternehmer beschränkt werden, in deren haupt- 
sächlichem räumlichen Tätigkeitsbereich die Schwie- 
rigkeiten drohen oder eingetreten sind. 

(2) Die Geltungsdauer einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 kann mit Zustimmung des Bundes- 
tages auch über die Dauer von sechs Monaten hin- 
aus verlängert werden. 

§ 9 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben der zu- 
ständigen Behörde für jedes abgelaufene Kalender- 
vierteljahr schriftlich zu melden; 

1. die Bestände an jedem der in § 1 genann- 
ten Erdölerzeugnisse und insoweit, als die 
Vorratspflicht auf der Herstellung solcher 
Erzeugnisse beruht, auch die Bestände an 
Erdöl und Halbfabrikaten, die sie 

a) am Schluß des Kalendervierteljahres, 

b) an dem Tage, an welchem im Laufe 
des Kalendervierteljahres die Bestände 
den niedrigsten Stand erreichten, 

als Vorrat gehalten haben; 

2. den Ort, an dem sich die zu Nummer 1 
Buchstaben a und b gemeldeten Bestände 
am Stichtage befunden haben; 

3. die Besitzverhältnisse hinsichtlich der ge- 
meldeten Bestände sowie die sonstigen 
Rechtstatsachen, von denen es nach § 6 
abhängt, ob die Bestände Vorräte waren, 
die von dem vorratspflichtigen Unterneh- 
mer gehalten werden; 

4. diejenigen Mengen der in § 1 bezeich- 
neten Erdölerzeugnisse, die sie 

a) eingeführt, 

b) auf andere Weise erworben , 

c) hergestellt, 

d) von den zu Buchstaben a bis c gemel- 
deten Mengen für Zwecke nach § 2 
Abs. 3 Satz 1 geliefert oder verwendet 
haben; 

5. die Mengen eingeführten und deutschen 
Erdöls, die sie bei der Herstellung der zu 
Nummer 4 Buchstabe c gemeldeten Men- 
gen eingesetzt haben. 

(2) Zusammen mit der nach Absatz 1 für die 
ersten drei Monate eines Kalenderjahres einzu- 
reichenden Meldung sind alljährlich für das letzt- 
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vergangene Kalenderjahr die Angaben zu machen, 
von denen nach § 2 Abs. 1 bis 4 die Berechnung der 
Mengen der während des laufenden Kalenderjahres 
zu haltenden Vorräte abhängt; soweit die Vorrats- 
pflicht des Unternehmers auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, ist außerdem der Gesamt- 
verarbeitungsschlüssel anzugeben. Im Falle des § 2 
Abs. 4 sind die Angaben nach Satz 1 zusammen mit 
der Meldung für das erste nach dem Erwerb des 
Unternehmens oder Betriebes endende Kalender- 
vierteljahr zu machen; der Zeitpunkt des Inhaber- 
wechsels und der Name des bisherigen Inhabers 
sind ebenfalls anzugeben. 

(3) Nach der Neuaufnahme einer die Vorrats- 
pflicht begründenden Tätigkeit sind, solange die 
Tätigkeit noch nicht während eines vollen Kalender- 
jahres angedauert hat, abweichend von Absatz 2 
die Angaben zu machen, von denen nach § 2 Abs. 5 
die Berechnung der Mengen der bis zum Ablauf 
des ersten vollen Kalenderjahres zu haltenden Vor- 
räte abhängt. 

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Gliederung und die näheren Einzelheiten, ins- 
besondere den Genauigkeitsgrad und die Art und 
Weise der Bezeichnung von Personen und Örtlich- 
keiten der nach Absätzen 1 bis 3 vorgeschriebenen 
Meldungen und Angaben sowie über den Zeitpunkt 
zu erlassen, bis zu dem die Meldungen zu erstatten 
sind. 


§ 10 

(1) Vorratspflichtige Unternehmer haben der zu- 
ständigen Behörde auf Verlangen diejenigen Aus- 
künfte zu erteilen, die erforderlich sind, um die 
Erfüllung ihrer Vorratspflicht überwachen und die 
Richtigkeit ihrer Meldungen und Angaben nach § 9 
prüfen zu können. 

(2) Die Angehörigen der zuständigen Behörde 
und die sonst von ihr mit der Überwachung oder 
Prüfung beauftragten Personen sind befugt, Be- 
triebsgrundstücke und Geschäftsräume vorratspflich- 
tiger Unternehmer zu betreten und die dort befind- 
lichen Einrichtungen und Unterlagen zu besichtigen 
und zu prüfen. 

(3) Der Unternehmer kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der 
Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrig- 
keiten aussetzen würde. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten auch gegenüber Per- 
sonen, in deren unmittelbarem oder mittelbarem 
Besitz oder Mitbesitz sich nach Meldung oder Aus- 
kunft eines vorratspflichtigen Unternehmers von 
diesem als Vorrat gehaltene Bestände an Erdöl, 
Erdölerzeugnissen oder Halbfabrikaten befinden 
oder befunden haben. 


§ 11 

Die nach §§ 9 und 10 erlangten Kenntnisse dürfen 
nicht für ein Besteuerungsverfahren oder ein Steuer- 
strafverfahren verwendet werden. Die Vorschriften 
der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 und § 189 der Reichs- 
abgabenordnung über Beistands- und Anzeigepflich- 
ten gelten insoweit nicht. 

§ 12 

Die Höhe des Zwangsgeldes, das von der zustän- 
digen Behörde nach §§ 6, 9 des Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetzes vom 27. April 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 157) festgesetzt werden kann, be- 
trägt, soweit es sich um die Erzwingung von Hand- 
lungen, Duldungen und Unterlassungen handelt, zu 
denen ein vorratspflichtiger Unternehmer nach die- 
sem Gesetz verpflichtet ist oder verpflichtet werden 
kann, abweichend von § 11 des Verwaltungs-Voll- 
streckungsgesetzes im Höchstfälle zwanzigtausend 
Deutsche Mark. 

§ 13 

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes ist 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft. 

§ 14 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes 
betrauten Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren. Daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 

§ 15 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. eine Meldung nach § 9 nicht, nicht recht- 
zeitig, unvollständig oder unrichtig er- 
stattet, 

2. entgegen § 10 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, unvollständig oder un- 
richtig erteilt oder entgegen § 10 Abs. 2 
das Betreten von Grundstücken oder Ge- 
schäftsräumen, die Vornahme von Prü- 
fungen oder Besichtigungen oder die Ein- 
sichtnahme in Geschäftsunterlagen nicht 
duldet. 
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(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 16 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 15 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder 
die dazu erlassenen Rechtsverordnungen auferlegen. 


§ 17 

Begeht jemand als Mitglied des zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organs oder als Prokurist 
einer juristischen Person oder als vertretungsberech- 
tigter Gesellschafter oder als Prokurist einer Per- 
sonenhandelsgesellschaft eine durch § 15 mit Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann auch gegen die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Höhe 
der Geldbuße ist nach § 15 Abs. 2 zu bemessen. 

§ 18 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft. Es ent- 
scheidet auch über die Abänderung und Aufhebung 
eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht nachgeprüften 
Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten) . 

(2) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
im Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


§ 19 

Hat ein Unternehmen oder Betrieb, in welchem 
eine die Vorratspflicht begründende Tätigkeit aus- 
geübt wird, beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch 
nicht während eines vollen Kalenderjahres bestan- 


den, so findet auf die Berechnung der von dem 
Unternehmer zu haltenden Vorratsmengen § 2 Abs. 5 
sinngemäß Anwendung. 

§ 20 

Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermäch- 
tigt, zum Zwecke einer möglichst engen Anpas- 
sung des Umfanges der Vorratspflicht an Regelun- 
gen über Mindestvorräte an Erdölerzeugnissen 
innerhalb internationaler Organisationen oder 
supranationaler Zusammenschlüsse, denen die Bun- 
desrepublik Deutschland als Mitglied angehört, die 
für die Berechnung der nach diesem Gesetz zu hal- 
tenden Vorratsmengen maßgeblichen Zeitabschnitte 
um höchstens ein Zehntel ihrer in § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 vorgesehenen Dauer zu verkürzen oder zu 
verlängern und die nach § 2 Abs. 5 geltenden Be- 
rechnungsgrundlagen entsprechend den neu fest- 
gesetzten Zeitabschnitten zu ändern. § 2 Abs. 3 
bleibt unberührt. 

§ 21 

(1) Die vollen nach § 2 berechneten Vorratsmen- 
gen brauchen erstmals im fünften auf das Inkraft- 
treten dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahr ge- 
halten zu werden. 

(2) Während des bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes laufenden Kalenderjahres braucht ein vorrats- 
pflichtiger Unternehmer, soweit die Vorratspflicht 
auf der Einfuhr von Erdölerzeugnissen beruht, nur 
ein Fünftel und, soweit die Vorratspflicht auf der 
Herstellung von Erdölerzeugnissen beruht, nur 
dreizehn Zwanzigstel der sich nach § 2 ergebenden 
Mengen als Vorrat zu halten. Für die folgenden 
drei Kalenderjahre erhöhen sich die als Vorrat zu 
haltenden Bruchteile der vollen Vorratsmengen, so- 
weit die Vorratspflicht auf der Einfuhr von Erdöl- 
erzeugnissen beruht, jeweils um ein Fünftel und, so- 
weit die Vorratspflicht auf der Herstellung von 
Erdölerzeugnissen beruht, jeweils um zwei Zwan- 
zigstel gegenüber dem Vorjahre. 

§ 22 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 23 

Dieses Gesetz tritt mit Beginn des sechsten auf 
seine Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Begründung 


Die Sicherheit und Regelmäßigkeit der Mineralöl- 
versorgung gewinnen angesichts des raschen An- 
stiegs des Erdölverbrauchs und der damit verbun- 
denen wachsenden Abhängigkeit von ErdÖleinfuh- 
ren zunehmend energiepolitische Bedeutung. Die ein- 
schneidenden politischen und wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen einer Unterbrechung der Versorgung 
sind in West-Europa insbesondere während der 
Suez-Krise sichtbar geworden. Diese Auswirkungen 
würden heute weitaus härter sein und nicht nur den 
Treibstoffsektor, sondern auch den Bereich der 
Wärmeerzeugung in Mitleidenschaft ziehen. Die 
Einfuhrabhängigkeit ist im übrigen für die Bundes- 
republik besonders problematisch, weil die Erdöl- 
einfuhren zu zwei Dritteln auf die politisch unsiche- 
ren Gebiete des Nahen Ostens entfallen. 

Es ist Ziel dieses Gesetzes, für den Fall einer kurz- 
fristigen Unterbrechung bestimmter Einfuhrströme 
Vorsorge zu treffen. Mit der Begründung einer 
Pflicht zur Vorratshaltung bezüglich der Hauptpro- 
dukte Benzin, Gasöl/Petroleum und Fleizöl sollen 
die Voraussetzungen geschaffen werden, um die 
Zeit bis zur Normalisierung der Lage zu überbrük- 
ken oder durch Ausweichen auf andere Versor- 
gungsquellen eine neue Regelung der Einfuhrströme 
einzuleiten. Außerdem sollen die nach diesem Ge- 
setz zu haltenden Vorräte einen Beitrag leisten zur 
Behebung etwaiger Versorgungsschwierigkeiten, 
die sich als Folge von extremen klimatischen Ver- 
hältnissen oder von Transportschwierigkeiten er- | 
geben können. 

Die in der Bundesrepublik von den Unternehmen 
freiwillig gehaltenen Vorräte an Mineralölen sind 
nicht konstant und schwanken entsprechend den be- 
trieblichen Bedürfnissen. Da auch die Einstellung 
der Unternehmen zur Notwendigkeit und zur Höhe 
der Vorratshaltung unterschiedlich ist, erscheint 
eine gesetzliche Regelung unentbehrlich. Sie wird 
auch deshalb erforderlich, um die Bundesregierung 
in den Stand zu setzen, ihre künftig der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft gegenüber beste- 
henden Verpflichtungen, die sie durch die Annahme 
einer Richtlinie des Ministerrates über die Ver- 
pflichtung der Mitgliedstaaten zur Aufrechterhal- 
tung von Mindestvorräten an Erdöl und Erdöl- 
erzeugnissen übernehmen wird, zu erfüllen. 

In Anknüpfung an die Empfehlung des Minister- j 
rates der OECD vom 10. Juli 1962 sieht der zur Zeit j 
dem Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zur Entscheidung vorliegende Entwurf einer Richt- 
Jnie vom 28. Oktober 1964 vor, daß die Mitglieds- 
länder Vorräte an Erdölerzeugnissen halten, die j 
dem durchschnittlichen täglichen, auf Importen be- 
ruhenden Inlandsverbrauch an mindestens 65 Tagen 
des letztvergangenen Kalenderjahres entsprechen. 
Im Zusammenhang mit der Ausführung des Geset- i 
zes werden voraussichtlich beim Bundesamt für ge- 
werbliche Wirtschaft zusätzliche Vcrwaltungskosten I 


in Höhe von rd. 95 000 DM jährlich erforderlich sein 
(drei Sachbearbeiter bzw. Prüfer nach BAT IV b, 
eine Schreibkraft nach BAT VII sowie Reisekosten 
und andere Sachkosten). 

Zu § 1 

§ 1 begründet die Pflicht zur Vorratshaltung für die 
Inhaber wirtschaftlicher Unternehmen, die entweder 
bestimmte Erdölerzeugnisse einführen oder sie aus 
eingeführtem Erdöl hersteilen. Dem Hersteller 
gleichgestellt wird derjenige, der die Erzeugnisse 
bei einem anderen herstellen läßt (Lohnverarbei- 
tung). Soweit die Hersteller die Erdölerzeugnisse 
aus deutschem Erdöl hersteilen, fehlt es am Tat- 
bestand der Einfuhrabhängigkei't. Eine Pflicht zur 
Vorratshaltung ist deshalb für diesen Fall nicht vor- 
gesehen. 

Außerdem werden die Erdölerzeugnisse bezeichnet, 
die Gegenstand der Pflicht zur Vorratshaltung sind. 
Es handelt sich hierbei ausschließlich um die ener- 
getischen Zwecken dienenden Hauptprodukte Ben- 
zin, Gasöl Petroleum und mittelschweres und schwe- 
res Heizöl. Für petrochemische Einsatzstoffe besteht 
keine Pflicht zur Vorratshaltung. 

Die Erdölerzeugnisse sind zu drei Gruppen zusam- 
mengefaßt, innerhalb derer — wie sich aus § 2 
Abs. 1 ergibt — die Erzeugnisse untereinander sub- 
stituierbar sind. 

Zu § 2 

Absatz 1 bestimmt die Höhe der zu haltenden Vor- 
räte. Sie wird in Mengen ausgedrückt, die der vor- 
ratspflichtige Unternehmer im letztvergangenen 
Kalenderjahr durchschnittlich im Laufe von 45 Tagen 
eingeführt oder im Laufe von 65 Tagen aus ein- 
geführtem Erdöl hergestellt hat. 

Die unterschiedliche Festsetzung der Höhe der zu 
haltenden Vorräte bei den Herstellern einerseits 
und den Einführern andererseits trägt dem Gedan- 
ken Rechnung, daß die Hersteller aus betrieblichen 
Gründen im allgemeinen einen Erdölvorrat für 20 
Produktionstage halten, der gemäß § 3 auf die als 
Vorrat zu haltenden Erzeugnisse angerechnet wer- 
den kann. Demnach werden auch von den Herstel- 
lern im allgemeinen nur Erdölerzeugnisse, die einer 
durchschnittlichen Produktion an 45 Tagen entspre- 
chen, als Vorrat zu halten sein. 

Absatz 2 

Manche Hersteller setzen gleichzeitig eingeführtes 
und deutsches Erdöl zur Mineralölherstellung ein. 
Da es große Schwierigkeiten bereiten würde festzu- 
stellen, welcher Anteil an den einzelnen Erdöl- 
erzeugnissen dem eingeführten Erdöl zuzurechnen 
wäre, wird aus Gründen der Verwaltungsverein- 
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fachung festgelegt, in welchem Umfang die herge- 
stellten Erzeugnisse als aus eingeführtem Erdöl 
hergestellt zu gelten haben. 

Absatz 3 

Da es Ziel des Gesetzes ist, im Falle einer Ver- 
sorgungskrise die inländische Versorgung mit Erdöl- 
erzeugnissen für eine Übergangszeit sicherzustellen, 
nicht aber in einer solchen Situation Ausfuhren von 
Erdölerzeugnissen und ähnliche Vorgänge zu ge- 
währleisten, werden die vom vorratspflichtigen 
Unternehmer ausgeführten oder an ausländische 
Streitkräfte gelieferten Mengen sowie die zum Be- 
bunkern von Seeschiffen verwendeten Mengen bei 
der Berechnung der als Vorrat zu haltenden Mengen 
nicht berücksichtigt. 

Die zur Aufrechterhaltung eines Mineralölherstel- 
lungsbetriebes verwendeten Mengen an Erdölerzeug- 
nissen, die mit dem sogenannten Raffinerieeigenver- 
brauch in § 3 Mineralölsteuergesetz identisch sind, 
bleiben bei der Berechnung der zu haltenden Vor- 
räte unberücksichtigt (vgl. jedoch Begründung zu 
§ 3). 

In Satz 2 wird, um die Anwendung des Gesetzes zu 
erleichtern, festgelegt, zu welchen Anteilen die im 
Satz 1 genannten Mengen, die ausgeführt worden 
sind usw., auf die beim vorratspflichtigen Unter- 
nehmer denkbaren Aufkommensarten (Herstellung 
von Erdölerzeiignissen aus eingeführtem Erdöl, Her- 
stellung aus deutschem Erdöl, Einfuhr der Erdöl- 
erzeugnisse, Erwerb der Erdölerzeugnisse auf andere 
Weise als durch Einfuhr) zu verteilen sind, falls bei 
einem Unternehmer mehrere Aufkommensarten Zu- 
sammentreffen. 

Absatz 4 regelt die Pflicht zur Vorratshaltung für 
vorratspflichtige Unternehmer während des Kalen- 
derjahres, in dem sie ein einschlägiges Unternehmen 
oder einen enlsprechenden Betrieb erworben haben. 

Absatz 5 enthält Vorschriften für die Berechnung 
der zu haltenden Vorräte für Unternehmer, die eine 
die Vorratspflicht begründende Tätigkeit neu auf- 
genommen haben. Die Regelung hat nur Bedeutung 
für den Zeitraum bis zum Ablauf des ersten vollen 
Kalenderjahres nach Aufnahme der Tätigkeit. Sie 
soll eine Anpassung der Höhe der zu haltenden Vor- 
räte an den wachsenden Geschäftsumfang des vor- 
ratspflichtigen Unternehmers sicherstellen. 

Zu § 3 

Den vorratspflichtigen Unternehmern wird das Recht 
eingeräumt, anstelle der in § 1 genannten Erzeug- 
nisse Erdöl und Halbfertigfabrikate als Vorrat zu 
halten. Diese sind jedoch, sofern kein Fall des § 2 
Abs. 5 vorliegt, nur nach Maßgabe ihres Verarbei- 
tungsschlüssels im letztvergangenen Kalenderjahr 
auf die einzelnen Erzeugnisse anrechenbar. 

Durch die Bezugnahme auf den Gesamtverarbei- 
tungsschlüssel soll gewährleistet werden, daß Pier- 
steller Erdöl nur in einem ihren eigenen technischen 
Gegebenheiten entsprechenden realistischen Umfang 
auf die von ihnen zu haltenden Vorräte an Erdöl- 
erzeugnissen anrechnen. Außerdem wird erreicht. 


daß der Eigenverbrauch der Raffinerien, der erfor- 
derlich ist, um die Menge des gemäß § 3 als Vorrat 
in Anrechnung gebrachten Erdöls zu Erdölerzeugnis- 
sen zu verarbeiten, in einem Krisenfall zur Ver- 
fügung steht. 

Hat der vorratspfJichtige Unternehmer im laufenden 
Kalenderjahr sein Herstellungsverfahren oder die 
Art des eingesetzten Erdöls geändert, entspricht der 
Verarbeitungsschlüssel nicht mehr den tatsächlichen 
Verhältnissen im laufenden Jahr. Führt der Unter- 
nehmer einen entsprechenden Nachweis, kann ihm 
auf Antrag eine den neuen Verhältnissen entspre- 
chende Anrechnung des Erdöls auf die einzelnen Er- 
zeugnisse gestattet werden. 

Zu § 4 

Absatz 1 

Grundsätzlich kann die Pflicht zur Vorratshaltung 
nur mit Beständen, die sich innerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes befinden, erfüllt werden, 
da nur solche Vorräte in einer Versorgungskrise für 
Zwecke der inländischen Versorgung zur Verfügung 
stehen. 

Für Seeschiffe, die jeweils zum Hoheitsgebiet des 
Staates gehören, dessen Flagge sie führen, gilt eine 
Sonderregelung: Vorräte in Seeschiffen werden nur 
dann als Vorrat anerkannt, wenn sie sich nicht nur 
in einem Hafen im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
befinden, sondern wenn sich der Kapitän außerdem 
zum Löschen der Ladung fertig und bereit erklär! 
hat. 

Absatz 2 

Diese Bestimmung geht auf den obgengenannten, 
dem Ministerrat der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft zur Zeit vorliegenden Kommissions- 
entwurf einer Richtlinie über die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur Aufrechterhaltung von Mindest- 
vorräten an Erdöl und Erdölerzeugnissen zurück, 
dessen endgültige Fassung noch nicht feststeht. Eine 
nähere Regelung durch Rechtsverordnug muß des- 
halb insoweit Vorbehalten bleiben. 

Zu § 5 

Vorräte in Rohrleitungen und Verarbeitungsanlagen, 
einschließlich der Verbindungsleitungen, stehen für 
Zwecke der inländischen Versorgung nicht zur Ver- 
fügung und werden deshalb nicht als Vorrat an- 
erkannt. Das gleiche gilt für Bestände, die auf 
Grund eines anderen Gesetzes, einer hoheitlichen 
Anordnung oder einer gegenüber einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft oder Behörde eingegange- 
nen Verpflichtung als Vorrat zu halten sind. Vorräte 
in Straßentankwagen und Tankstellen sind stati- 
stisch schlecht erfaßbar und sind aus diesem Grunde 
nicht als Vorrat anrechenbar. 

Zu § 6 

§ 6 bestimmt, unter welchen besitzrechtlichen Vor- 
aussetzungen zur Erfüllung der Vorratspflicht ge- 
eignete Bestände als Vorrat anerkannt werden 
können. 
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§ 6 Abs. 1 Nr. 3 gestattet dem vorratspflichtigen 
Unternehmer darüber hinaus, sich auch Vorräte, die 
sich nicht in seinem Besitz befinden, z. B. Vorräte 
von Abnehmern oder Vorräte, die andere Vorrats- 
pflichtige nicht zur Erfüllung ihrer eigenen Vorrats- 
pflicht benötigen, zur Erfüllung der eigenen Vorrats- 
pflicht dienstbar zu machen, falls die im einzelnen 
bezeichneten Voraussetzungen geschaffen werden. 
Eine gewisse Mindestlaufzeit der hier geforderten 
Vereinbarung sowie die Festsetzung einer Mindest- 
vorratsmenge sind aus verwaltungstechnischen 
Gründen erforderlich. 

Zu § 7 

Absatz 1 behandelt die Auswirkungen der Eröff- 
nung des Konkursverfahrens oder des gerichtlichen 
Vergleichsverfahrens zur Abwendung des Konkurs- 
verfahrens über das Vermögen des vorratspflichti- 
gen Unternehmers auf seine Pflicht zur Vorrats- 
haltung. 

Die Absätze 2 und 3 begründen die Verpflichtung 
der zuständigen Behörde, den Umfang der zu halten- 
den Vorräte zu ermäßigen oder heraufzusetzen, falls 
sich die Bemessungsgriindlagen während des laufen- 
den Kalenderjahres in der im einzelnen näher be- 
zeichneten Weise verändern. Hierdurch soll eine 
Anpassung der Höhe der zu haltenden Vorräte an 
den Geschäftsumfang des vorratspflichtigen Unter- 
nehmers im laufenden Kalenderjahr ermöglicht wer- 
den. 

Absatz 4 gestattet im Einzelfall bestimmten Einfüh- 
rern von Erdölerzeugnissen, die durch die Vorrats- 
haltung besonders stark betroffen werden können, 
geringere Vorräte zu halten. Ziel dieser Bestimmung 
ist es, trotz der mit der Vorratshaltung verbunde- 
nen Belastung auch denjenigen Einführern von Erd- 
ölerzeugnissen ihre Marktstellung in der Energie- 
versorgung zu erhalten, die bisher relativ geringe 
Vorräte gehalten haben. 

Zu § 8 

Die Ermächtigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft, durch Rechtsverordnung anzuordnen, daß 
alle oder ein Teil der vorratspflichtigen Unterneh- 
mer vorübergehend geringere als die in diesem 
Gesetz vorgeschriebenen Vorräte halten können, ist 
das Mittel, mit dessen Hilfe etwaigen Versorgungs- 
schwierigkeiten entgegengewirkt werden soll. 

Zu § 9 

Die in Absatz 1 Nr. 1 begründete Meldepflicht für 
die am Schluß eines jeden Kalendervierteljahres als 
Vorrat gehaltenen Bestände an Erdölerzeugnissen, 
Erdöl und Halbfertigfabrikaten soll der zuständigen 
Behörde ein Bild über den tatsächlichen Bevor- 
ratungsstand zu diesem Zeitpunkt vermitteln. Die 
Bundesregierung benötigt diese Angaben, um der in 
Artikel 3 des obengenannten Entwurfs einer Richt- 
linie des Ministerrates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft enthaltenen Verpflichtung, die Kom- 
mission über den nationalen Bevorratungsstand am 


Schluß eines jeden Vierteljahres zu unterrichten, 
nachkommen zu können. 

Die Pflicht zur Meldung des niedrigsten Standes der 
im Laufe des Kalendervierteljahres gehaltenen Be- 
stände soll der zuständigen Behörde die Kontrolle 
der Einhaltung der Pflicht zur Vorratshaltung er- 
leichtern. 

Die in Absatz 1 Nr. 2 bis 5 und in den Absätzen 2 
und 3 geforderten weiteren Meldungen und An- 
gaben sind teilweise zur Errechnung der zu halten- 
den Vorratsmengen erforderlich und für Zwecke der 
Überwachung von Bedeutung. 

Die in Absatz 4 vorgesehene Ermächtigung des Bun- 
desministers für Wirtschaft, durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über die Gliederung der Meldungen 
und die näheren Einzelheiten zu erlassen, ist aus 
verwaltungstechnischen Gründen erforderlich. 

Zu § 10 

§ 10 ermächtigt die zuständige Behörde, die zur 
Überwachung notwendigen Prüfungen und Erhebun- 
gen vorzunehmen. 

Zu § 11 

Die §§11 und 14 schützen das berechtigte Interesse 
der durch die §§ 9 und 10 betroffenen Unternehmer. 

Zu § 12 

Durch diese Bestimmung wird die Höhe des zulässi- 
gen Zwangsgeldes auf 20 000 Deutsche Mark herauf- 
gesetzt, da die in § 11 des Verwaltungsvollstrek- 
kungsgesetzes vorgesehene Begrenzung der Höhe 
des Zwangsgeldes den Bedürfnissen dieses Gesetzes 
nicht gerecht wird. 

Zu § 13 

§13 bestimmt das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft als zuständige Behörde. 

Zu § 14 

Siehe Erläuterung zu § 11. 

Zu §§ 15 bis 17 

Diese Bestimmungen dienen der Sanktionierung der 
durch dieses Gesetz begründeten öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtungen durch Geldbußen. 

Zu § 18 

Absatz 1 benennt das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft als Verwaltungsbehörde im Sinne des 
§ 73 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten. Absatz 2 verlängert die Verjährungs- 
frist für Ordnungswidrigkeiten im Sinne dieses Ge- 
setzes auf zwei Jahre. 
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Zu § 19 

§ 19 enthält eine Übergangsvorschrift für den Fall, 
daß ein Unternehmen oder Betrieb, in dem eine die 
Vorratspflicht begründende Tätigkeit ausgeübt wird, 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht ein 
volles Kalenderjahr bestanden hat. 


Zu § 20 

Die vorgesehene Ermächtigung soll es dem Bundes- 
minister für Wirtschaft ermöglichen, dieses Gesetz 
den Erfordernissen anzupassen, die sich aus künf- 
tigen einschlägigen Regelungen internationaler 
Organisationen, denen die Bundesrepublik als Mit- 
glied angehört, ergeben, ohne den Gesetzgeber bei 
geringfügigen Änderungen der Höhe der zu halten- 
den Vorräte einschalten zu müssen. 


Zu § 21 

Da das Bevorratungsniveau in der Bundesrepublik 
zur Zeit noch nicht den in diesem Gesetz festgelegten 
Bevorratungszielen entspricht, ist eine Übergangs- 
zeit von vier Jahren vorgesehen, in der ■ — aus- 
gehend vom durchschnittlichen gegenwärtigen Be- 
vorratungsstand — eine sukzessive Anpassung der 
Höhe der Vorräte an das vorgesehene Bevorratungs- 
ziel zu erfolgen hat. 

Die vierjährige Übergangszeit erscheint insbeson- 
dere unter dem Gesichtspunkt der kapitalmäßigen 
Belastung der vorratspflichtigen Unternehmer er- 
forderlich. 

Zu §§ 22 und 23 

§ 22 enthält die übliche Berlin-Klausel; nach § 23 
tritt dieses Gesetz mit Beginn des sechsten auf seine 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 
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Stellungnahme des Bundesrates 


I- 

Der Bundesrat ist mit der Bundesregierung der Auf- ; 
fassLing, daß der Sicherheit und Regelmäßigkeit der 
Mineralölversorgung wachsende Bedeutung zu- 
kommt. Er verkennt auch nicht, daß vor allem im 
Hinblick auf die zur Zeit bereits dem Rat der EWG 
zur Entscheidung vorliegende Richtlinie über die 
Vorschritten der Mitgliedstaaten zur Aufrechterhal- 
tung von Mindestvorräten an Erdöl und Erdöler- 
zeugnissen eine gesetzliche Regelung der Vorrats- 
haltung angezeigt ist. 

Der Bundesrat hält aber, um volkswirtschaftlich un- 
erwünschte Nebenwirkungen, insbesondere Wett- 
bewerbsverzerrungen auf dem Energiemarkt, zu 
verhindern, die Prüfung der folgenden Gesichts- I 
punkte im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
tahrens für erforderlich: 

1. Die in § 7 Abs. 4 vorgesehene Bevorzugung für 
Nur-Importeure könnten insofern zu unerwünsch- 
ten Wettbewerbsverschiebungen führen, als da- 
mit ein Anreiz zur Ausweitung des Importhan- 
dels gegenüber der Erzeugung im Inland gegeben 
wäre. Es sollten daher, wenn eine differenzierte 
Behandlung überhaupt als erforderlich angesehen 
wird, die Unterschiede in der Vorratshaltung 1 
möglichst gering angesetzt werden. Soweit da- ; 
durch für einzelne Unternehmer unzumutbare Be- ■ 
(ünträchtigungen der Wettbewerbsfähigkeit etwa ! 
durch unverhältnismäßig hohe Betriebsaufwen- 
dungen eintreten, sollte durch Maßnahmen zur 
Senkung dieser Betriebsaufwendungen, äußer- 
stenfalls durch den Einsatz öffentlicher Mittel, 
ein Ausgleich geschaffen werden. 

Die Bemessung der von den einzelnen Teilberei- 
chen der Mineralölwirtschaft zu haltenden Vor- 
ratsmengen müßte von Anfang an so erfolgen, 
daß eine Inanspruchnahme der Erweiterungs- 
ermächtigung in § 20 nach Möglichkeit entbehr- 
lich bleibt. 

2. Außerdem sollte sichergestellt werden, daß die 
an den im Ausland gelegenen Kopfstationen der 
Rohöl-Rohrleitungen für deutsche Unternehmen 
errichteten Läger in die Vorratshaltung mit ein- 
bezogen werden können. Die Bundesregierung 
wird daher gebeten, auf den Abschluß solcher 
Übereinkommen mit den in Betracht kommenden 
Regierungen hinzuwirken. Im ‘ Gesetz selbst 
sollte bereits vorgesehen werden, daß diese Vor- 
räte für den Fall des Abschlusses eines Überein- 
kommens angerechnet werden. 

II. 

1. Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundesrat hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 


Begründung 

Folge der Änderung des § 13. 

2. § 7 

a) In Absatz 4 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Einem Unternehmer, 

hat die zuständige Behörde auf Antrag zu ge- 
statten, abweichend " 

Begründung 

Durch § 7 Abs. 4 sollen unzumutbare wirt- 
schaftliche Beeinträchtigungen eines Unter- 
nehmers durch die Vorratspflicht vermieden 
werden. Solche unzumutbaren Beeinträchti- 
gungen wären ein Eingriff in das Eigentum, 
welcher nach Artikel 14 Abs. 3 Satz 2 des 
Grundgesetzes eine Entschädigungspflicht aus- 
lösen würde. Die Umwandlung der Vorschrift 
von einer Kann-Vorschrift in eine Muß-Vor- 
schrift beseitigt diese rechtlichen Bedenken. 

b) Die Bundesregierung wird gebeten, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 
zu prüfen, ob nicht die in Absatz 4 Satz 2 ent- 
haltene Ermächtigung zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung im Hinblick auf Artikel 80 Abs. 1 
Satz 2 des Grundgesetzes besser konkretisiert 
werden kann. 

c) Die Bundesregierung wird ferner gebeten, im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens klarzustellen, ob die Herabsetzung der 
Vorratspflicht, die in Absatz 4 vorgesehen ist, 
auch schon in den ersten zwei Jahren der 
Übergangszeit (§ 21) in Betracht kommt. 

3. § 8 

ln § 8 ist Absatz 2 zu streichen. 

Begründung 

Es ist kein Grund ersichtlich, der es rechtfertigen 
könnte, die in Rede stehende Verordnung über 
6 Monate hinaus zu verlängern. Im übrigen trägt 
die Streichung der gewandelten Rechtsauffassung 
des Deutschen Bundestages Rechnung, die bei sei- 
ner Beschlußfassung zu dem Gesetz über die All- 
gemeine Statistik in der Elektrizitäts- und Gas- 
wirtschaft und die Durchführung des Europä- 
ischen Industriezensus in der Versorgungswirt- 
schaft — Drucksache IV/ 11 32 — und dem Zweiten 
Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die All- 
gemeine Statistik in der Industrie und im Bau- 
hauptgewerbe — Drucksache IV/1133 — zum 
Ausdruck gekommen ist. Hiernach führt die Bin- 
dung des Erlasses der Rechtsverordnung an die 
Zustimmung des Bundestages zu einer Ver- 
wischung des Prinzips der Teilung der Gewal- 
ten. Nach Abschluß des Gesetzgebungsverfahrens 
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im Parlament sollte die Verantwortung für die ! 
Durchführung eines Gesetzes der Exekutive über- 
lassen bleiben, wobei nach der Konzeption des 
Grundgesetzes beim Erlaß von Rechtsverord- 
nungen allein der Bundesrat beteiligt ist (Ar- 
tikel 80 Abs. 2 GG). 

4. § 13 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 13 

Zuständige Behörde im Sinne dieses Gesetzes 
ist die von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde. Diese hat den Bundesminister für Wirt- 
schaft unverzüglich über die bei ihr eingegange- 
nen Meldungen zu unterrichten." 


5. § 18 Abs. 1 ist zu streichen. 

Begründung zu §§ 13 und 18 

Die Wahrnehmung der Hoheitsaufgaben auf dem 
Gebiet der Energiewirtschaft obliegt den Län- 
dern. Es besteht kein Anlaß, hiervon abzugehen. 

6 . § 20 

In Satz 1 sind vor den Worten „zum Zwecke" die 
Worte „durch Rechtsverordnung" einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 
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Drucksache IV/3325 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu 1. 1. 

Die Bestimmung des § 7 Abs. 4 soll vermeiden, 
daß in besonderen Einzelfällen Unternehmen 
durch die Vorratspflicht in ihrer Wettbewerbs- 
fähigkeit unzumutbar beeinträchtigt werden. 
Solche unzumutbaren Beeinträchtigungen sind 
angesichts der wirtschaftlichen Lage und der der- 
zeitigen Lagerkapazitäten einzelner Einführer 
von Erdölerzeugnissen bei der Durchführung des 
Gesetzes nicht auszuschließen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die- 
ser Tatbestand am besten durch die in § 7 Abs. 4 
vorgesehene Herabsetzung der Vorratshöhe ge- 
regelt werden kann. Diese Regelung gibt die 
Möglichkeit, auf die konkreten wirtschaftlichen 
Verhältnisse im Einzelfall abzustellen und ihnen 
durch eine entsprechende Anpassung der Vor- 
ratshöhe an die wirtschaftliche Lage des Vorrats- 
pflichtigen im jeweiligen Kalenderjahr Rechnung 
zu tragen. 

Eine derartig elastische Anpassung der sich aus 
dem Gesetz ergebenden Belastungen an die wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten des Vorratspflichtigen 
wäre durch die vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Maßnahmen (zinsbegünstigte Kredite, staatliche 
Zuschüsse usw.) nicht zu erreichen. Maßnahmen 
dieser Art könnten im Hinblick auf ihre länger- 
fristigen Auswirkungen darüber hinaus zu un- 
gerechtfertigten Wettbewerbsvorteilen zugunsten 
des unterstützten Vorratspflichtigen führen. 

Gegen den Einsatz öffentlicher Mittel im Rah- 
men des § 7 Abs. 4 sind im übrigen auch grund- 
sätzliche wirtschaftspolitische und haushalts- 
mäßige Bedenken geltend zu machen. Auch der 
von der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vorgelegte Entwurf einer 
Richtlinie über die Verpflichtung der Mitglied- 
staaten zur Aufrechterhaltung von Mindestvor- 
räten an Erdöl und Erdölerzeugnissen sieht finan- 
zielle Unterstützungen seitens der Mitgliedstaa- 
ten nicht vor. Das entspricht der derzeitigen ge- 
setzlichen Regelung oder Verwaltungspraxis in 
allen Mitgliedsländern. Bei dieser Sachlage er- 
scheint es keineswegs sicher, ob die Bundesregie- 
rung überhaupt die nach Artikel 92 und 93 des 
Vertrages erforderliche Zustimmung der Kom- 
mission zu staatlichen Hilfsmaßnahmen erreichen 
könnte. 

Die Ausnahmeregelung des § 7 Abs. 4 kann — 
wie oben ausgeführt — nur in besonders gela- 
gerten Einzelfällen in Betracht kommen. Uner- 
wünschte Wettbewerbsverschiebungen in dem 
Sinn, daß durch diese Bestimmung für Einführer 
von Erdölerzeugnissen ein Anreiz zur Auswei- 
tung des Importhandels gegenüber der Erzeu- 


gung im Inland gegeben wäre, sind daher nicht 
zu befürchten. Aus dem gleichen Grunde dürfte 
auch eine Inanspruchnahme der Ermächtigung 
des § 20 in diesem Zusammenhang in aller Regel 
entbehrlich bleiben. 

2. Zu I. 2. 

Die Ermächtigung des § 4 Abs. 2 beschränkt sich 
nicht auf die Einbeziehung der von deutschen 
Unternehmen in den Rohöleingangshäfen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gelagerten 
Mineralölbestände. Erfaßt werden können ■ — ■ ent- 
sprechend dem Brüsseler Richtlinienentwurf - — 
alle Bestände deutscher Unternehmen im EWG- 
Bereich. Erforderlich ist jedoch eine entspre- 
chende Vereinbarung zwischen den beteiligten 
Mitgliedstaaten. 

In den bisherigen Beratungen des Richtlinienent- 
wurfs haben alle Mitgliedsländer erkennen las- 
sen, daß sie grundsätzlich bereit sind, derartige 
Abkommen mit der Bundesrepublik abzuschlie- 
ßen. Das gilt insbesondere hinsichtlich der Be- 
stände in den Eingangshäfen. Mit der niederlän- 
dischen Regierung ist bereits ein entsprechendes 
Übereinkommen erzielt worden. Die Verhand- 
lungen mit der französischen Seite sind eingelei- 
tet. Die Kommission hat ihre Unterstützung bei 
dem Abschluß solcher Vereinbarungen zugesagt. 
Die Bundesregierung hat keinen Zweifel daran 
gelassen, daß sie nach Abschluß der erforder- 
lichen Übereinkommen von der Ermächtigung 
des § 4 Abs. 2 Gebrauch machen und damit die 
Anrechnung dieser Auslandsbestände sicherstel- 
len wird. Im Gesetz selbst kann die Einbezie- 
hung dieser Bestände noch nicht vorgesehen 
werden, da die tatbestandsmäßige Abgrenzung 
der einzelnen Bestandsgruppen den mit den Mit- 
gliedsländern abzuschließenden Übereinkommen 
Vorbehalten bleiben muß. 

3 Zu 11. 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt (siehe 
Nummer 8). 

4. Zu II. 2. a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

5. Zu II. 2. b) 

Die Bundesregierung folgt der Anregung des 
Bundesrates und wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob die in § 7 
Abs. 4 enthaltene Ermächtigung weiter konkreti- 
siert werden kann. 
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6 . Zu II. 2. c) 

Die Bundesregierung ist ebenfalls der Auffas- 
sung, daß eine Herabsetzung der Vorratshöhe 
auch während der Übergangszeit (§ 21) in Be- 
tracht kommen kann. Sie wird im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren prüfen, ob diese Rechts- 
folge im Gesetz klarer zum Ausdruck gebracht 
werden muß. 

7. Zu 11. 3. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird nicht zu- 
gestimmt. 

Versorgungskrisen auf dem Energiesektor und 
insbesondere Schwierigkeiten in der Mineralöl- 
zufuhr können sich über einen längeren Zeitraum 
als sechs Monate erstrecken. Es muß daher die 
Möglichkeit vorgesehen werden, die nach § 8 
zulässige Herabsetzung der Vorratshöhe nach 
Ablauf der ersten sechs Monate durch eine wei- 
tere Rechtsverordnung zu verlängern. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß für 
die Rechtsverordnung nach § 8 Abs. 2 wegen der 
erheblichen wirtschaftlichen Bedeutung der Ver- 
längerung die Zustimmung des Bundestages vor- 
gesehen werden sollte. 

8. Zu II. 4. 

Dem Antrag des Bundesrates wird nicht zuge- 
stimmt. 

Die durch den Gesetzentwurf begründete Vorrats- 
pflicht ist nach § 1 von dem Inhaber des wirt- 
schaftlichen Unternehmens zu erfüllen. Die in der 
Bundesrepublik tätigen Mineralölgesellschaften 
verfügen in aller Regel über Raffinerien und 
Verteileranlagen in mehreren Bundesländern. 
Die Durchführung des Gesetzes auf Länderebene 


dürfte unter diesen Umständen in der Praxis 
auf kaum zu überwindende Schwierigkeiten sto- 
ßen. Eine zentrale Erfassung der für die Bemes- 
sung der Vorratshöhe maßgebenden Kriterien so- 
wie der vorhandenen Bestände ist daher nach 
Auffassung der Bundesregierung unerläßlich. Die 
gleichen Erwägungen waren bereits anläßlich 
der parlamentarischen Beratung des Gesetzes 
über Statistiken der Rohstoff- und Produktions- 
wirtschaft im Jahre 1960 dafür ausschlaggebend, 
die in diesem Gesetz vorgesehenen Erhebungen 
über Erzeugung, Absatz und Vorratshaltung be- 
stimmter Mineralölgesellschaften von einer zen- 
tralen Behörde, dem Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft, durchführen zu lassen. 

Ein Teil der nach dem Gesetzentwurf zu erstat- 
tenden Meldungen wird bereits heute nach dem 
erwähnten Rohstoffstatistikgesetz dem Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft zugeleitet. Die 
Wahrnehmung der in dem Gesetzentwurf vorge- 
sehenen Aufgaben durch Länderbehörden würde 
also sowohl für die damit befaßten Behörden als 
auch für die Mineralölwirtschaft eine erhebliche 
Doppelarbeit bedeuten. Hinzu kommt, daß auf 
Grund des beim Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft vorhandenen Zahlenmaterials die Kon- 
trolle der Bestandshaltung wesentlich verein- 
facht und teilweise auf einen statistischen Ver- 
gleich der beim Bundesamt verfügbaren Unter- 
lagen beschränkt werden kann. 

9. Zu II. 5. 

Dem Vorschlag wird nicht ziigestimmt (siehe 
Nummer 8). 

10. Zu II. 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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